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In Deutschland tobt ein Glaubenskrieg. Das möchte 
man zumindest meinen, liest man so manchen Kom-
mentar über den öffentlich-rechtlichen Rundfunk in 
den (sozialen) Medien. Derweil steht wohl unzweifel-
haft fest, dass durch die Beitragsfinanzierung der öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten eine große 
Programmvielfalt, hohe Standards und unabhängiger 
Journalismus gesichert 
werden. Viel der Kritik ar-
beitet sich exemplarisch 
am Nachmittagspro-
gramm in ARD, ZDF und 
den dritten Programmen 
ab, und ja, selbstverständ-
lich findet jeder eine Sen-
dung, die ihm oder ihr 
gänzlich missfällt. 

Doch in Zeiten von Fa-
ke-News und Verschwörungstheorien, die bis tief in 
die Mitte unserer Gesellschaft vordringen, brauchen 
wir den öffentlich-rechtlichen Rundfunk dringender 
denn je. Nur so lässt sich gezielter Desinformation 
wirksam entgegentreten. Auch in der jetzigen Corona-
Krise waren und sind wir auf objektive, gut recher-
chierte Informationen angewiesen. Sie sind absolut 
notwendig, ja systemrelevant. Der öffentlich-rechtli-
che Rundfunk hat gerade in der Krise mit zusätzlichen 
Sondersendungen, Kultur- und Bildungsangeboten in 
hervorragender Weise seinen Auftrag erfüllt. Die in der 
Krise deutlich höheren Zugriffszahlen auf seriöse Me-
dienangebote zeigen: Diese Angebote genießen hohes 
Vertrauen, und das zu Recht.

ABER, und das möchte ich an dieser Stelle groß-
schreiben, diese grundsätzliche Haltung kann die öf-
fentlichen Rundfunkanstalten auch aus meiner Sicht 
nicht davor bewahren, sich mit berechtigter Kritik aus-
einanderzusetzten. Einigen Sendern sind die Personal-
kosten vor allem mit Blick auf die Pensionen entglit-
ten. Die Einschaltquoten rechtfertigen einige lieb ge-

wonnene, aber wohl doch veraltete Sendeformate 
nicht mehr; auch sind Kosten für Produktionen stetig 
zu hinterfragen. Die Ausgewogenheit der politischen 
Berichterstattung muss kritisch diskutiert werden 
können, ohne auf der einen Seite direkt die Pressefrei-
heit in Frage zu stellen und auf der anderen Seite den 
Redaktionen eine einseitige politische Agenda zu un-

terstellen. Insgesamt muss 
gelten: Der Informations-
auftrag der Sender steht 
weit über dem Unterhal-
tungsauftrag!

Die Kommission zur Er-
mittlung des Finanzbe-
darfs der Rundfunkanstal-
ten (KEF) hat sich erstma-
lig seit 12 Jahren auf eine 
moderate Erhöhung der 

Beiträge geeinigt. Diesen Anstieg um 86 Cent im Monat 
halte ich für vertretbar. Denn mit dem dualen System 
aus öffentlich-rechtlichem und privatem Rundfunk 
haben wir in Deutschland eines der vielfältigsten und 
unabhängigsten Medienangebote der Welt. Es erfüllt 
eine unverzichtbare Aufgabe und ist Lebenselement 
unserer Demokratie. Das habe ich in einem offenen 
Brief an die Ministerpräsidenten gemeinsam mit einer 
Reihe von anderen Unionsabgeordneten unterstützt. 
Gleichwohl spreche ich mich in diesem Brief dafür aus, 
dass die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
ihre Sparanstrengungen noch verstärken. Und schließ-
lich darf man in diesem Zusammenhang eines nicht 
vergessen: Rundfunk ist Ländersache, und die Auftei-
lung des Bundesgebiets in Länder gehört zum unver-
änderlichen Kernbestand unseres Grundgesetzes; hier 
haben wir genau die Subsidiarität, die gerade wir Deut-
sche oft und zu Recht auf europäischer Ebene fordern. 
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brochen werden mussten. Und ge-
nauso richtig und ein Erfolg von 
Armin Laschet war es, sich gegen 
die gleiche Kontrollen zu Belgien 
und den Niederlanden zu wehren. 
Das dortige Infektionsgeschehen 
hatte einen solchen Schritt nicht 
erzwungen. Hierdurch konnten 
wir unnötige Schäden für Famili-
en und die Wirtschaft vermeiden.“

Im Anschluss an die Befragung 
der Innenminister diskutierten 
die Mitglieder der DFPV über die 
geplanten Wiederaufbauhilfen für 
die EU. Der Präsident der Französi-
schen Nationalversammlung, Ri-
chard Ferrand, sagte, die aktuelle 
Situation verlange eine außeror-
dentliche gemeinsame Kraftan-
strengung. Die nächsten Wochen 
seien entscheidend für Frankreich 
und Deutschland – ebenso wie für 
die gesamte Europäische Union. 
Gemeinsam, so zeigte er sich 
überzeugt, könne man eine euro-
päische Antwort auf die Krise lie-
fern, „die effizient und solidarisch 
ist“. Darauf ziele auch die gemein-
same Erklärung ab, die er mit sei-
nem deutschen Amtskollegen ab-
gegeben habe. Schäuble betonte, 
es sei jetzt an den beiden Parla-
menten, ihre jeweiligen Regierun-
gen dazu zu drängen, diese Krise 
als Chance zu begreifen, die Wie-
derbelebung der Wirtschaft mit 
notwendigen Strukturreformen in 
Europa zu verbinden und „alte 
Fehler nicht zu wiederholen“. 
Auch der Bundestagspräsident 
verwies auf die gemeinsame Er-
klärung mit Ferrand, in der sich 
die Parlamentspräsidenten für 
den europäischen Wiederaufbau-
fonds ausgesprochen und gleich-
zeitig konkrete Erwartungen an 
die Regierungen bei Themen wie 
Digitalisierung, Künstliche Intelli-
genz, Forschung oder Lieferketten 
formuliert hätten. 

Am Donnerstag der vergangenen 
Sitzungswoche trafen sich Abge-
ordnete aus Deutschland und 
Frankreich auf neuem Wege – Co-
rona geschuldet wurde eine Son-
dersitzung der Deutsch-Französi-
schen Parlamentarischen Ver-
sammlung (DFPV) im Format einer 
Videokonferenz einberufen, um 
vor allem die Grenzkontrollen zwi-
schen Frankreich und Deutschland 
zu diskutieren. Für Heribert Hirte 
ein nicht ganz übliches Politikfeld, 
ist seine Arbeit doch mehr auf die 
Rechtspolitik und die Europapoli-
tik konzentriert, während über 
Grenzfragen vor allem Innenpoliti-
ker entscheiden. 

Hochrangige Gäste fanden sich 
für die Videokonferenz der DFPV 
ein: Bundesinnenminister Horst 
Seehofer und sein französischer 
Amtskollege Christophe Castaner. 
Beide Innenminister verteidigten 
die Entscheidung aus dem März, 
Grenzkontrollen zwischen 
Deutschland und Frankreich wie-
der temporär einzuführen. Heri-
bert Hirte zeigte hingegen Ver-
ständnis für die Skepsis gegen-
über der Beschränkung der 
Freizügigkeit: „Es ist richtig, dass 
sich Abgeordnete aus Deutsch-
land und Frankreich erstmal 
grundsätzlich mit großer Kraft ge-
gen jede Einschränkung der Frei-
zügigkeit in Europa stemmen. Die 
Grenzenlosigkeit zwischen unse-
ren Ländern ist mit der größte Er-
folg des Friedensprojekts Europa.“ 

Die beiden Innenminister be-
tonten, dass die Grenzkontrollen 
zur Unterbrechung der Infekti-
onsketten des Coronavirus nötig 
waren. Beide stimmten sich hier-
für eng ab. Diese Maßnahmen hät-
ten sowohl Deutschland als auch 
Frankreich im Kampf gegen das 
Virus Erfolg gebracht, sagte Seeho-
fer. Schon damals sei aber klar ge-
wesen, dass abhängig von der Ent-
wicklung des Infektionsgesche-
hens nachgesteuert werden 
müsse. Dies sei in engem Zusam-
menwirken mit seinem französi-
schen Amtskollegen Castaner er-
folgt. Castaner bestätigte die Ein-
schätzung. Seehofer und er hätten 

im permanenten 
Kontakt gestan-
den, sagte der fran-
zösische Innenmi-
nister. Eine enge 
Abstimmung gebe 
es auch bei der 
nächsten Etappe 
der Erleichterun-
gen. Gemeinsam 
habe man sich auf 
den 15. Juni als 
Stichtag für die 
vollständige Öff-
nung der Grenze 
verständigt, sagte 

Castaner. Dies sei 
selbstverständlich abhängig von 
der Entwicklung der gesundheitli-
chen Lage. 

„Die Entscheidung von Armin 
Laschet war goldrichtig, zwischen 
Nordrhein-Westfalen und Belgien 
wie auch den Niederlanden keine 
Kontrollen einzuführen“, stellte 
Hirte im Anschluss an die Sitzung 
fest: „Der Föderalismus in 
Deutschland funktioniert und 
hilft in Krisensituationen, wie 
durch das Coronavirus verursacht. 
Durch differenziertes Vorgehen 
war es deshalb sinnvoll, die Gren-
ze zwischen Deutschland und 
Frankreich stärker zu kontrollie-
ren, da vor allem im französischen 
Grenzgebiet die Infektionszahlen 
enorm hoch waren und die Infek-
tionsketten durch maximale Ein-
schränkung der Mobilität unter-

Kurzzeitgrenzen gegen Corona

2 | Berliner Einblicke | Anfang Juni 2020

NAHBLICK

Das Thema

Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble eröffnete die Sondersitzung der 
DFPV und stellte die gemeinsame Erklärung beider Parlamente vor. 

Beschluss der DFPV:

Gemeinsame Erklärung der Parlaments-
präsidenten Deutschland und Frankreichs. 


https://www.bundestag.de/mediathek?videoid=7447574#url=L21lZGlhdGhla292ZXJsYXk/dmlkZW9pZD03NDQ3NTc0&mod=mediathek 


https://www.bundestag.de/mediathek?videoid=7447574#url=L21lZGlhdGhla292ZXJsYXk/dmlkZW9pZD03NDQ3NTc0&mod=mediathek 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2020/kw22-dt-frz-parl-versammlung-erklaerung-deutsch-697800
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Kurz informiert

Viel Kritik an Karlsruher Richtern 

Das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts (BVerfG) zum An-
leihekaufprogramm der Europä-
ischen Zentralbank (EZB) ist bei 
Experten im Bundestag auf er-
hebliche Kritik gestoßen. In ei-
ner öffentlichen Anhörung des 
Europaausschusses sprachen 
zahlreiche Sachverständige von 
einer Kompetenzüberschreitung 
der Karlsruher Richter und warn-
ten den Bundestag davor, den 
Konflikt zwischen BVerfG und 
dem Europäischen Gerichtshof 
infolge des Urteils weiter eska-
lieren zu lassen. Viele Argumen-
te, die Heribert Hirte bereits in 
seiner „Ad-hoc-Analyse“ des Ur-
teils zusammengefasst hatte, 
fanden auch Erwähnung durch 
die Experten. 

Einige Stimmen der Experten: 
„Die europäische Rechtsgemein-
schaft steht auf dem Spiel“, ur-
teilte Prof. Dr. Franz C. Mayer 
von der Universität Bielefeld. 
Auch bliebe für Bundestag und 
Bundesregierung „rätselhaft“, 
was das Bundesverfassungsge-
richt von ihnen verlange. Von ei-
nem „Fehlurteil“ sprach Prof. Dr. 
Bernhard W. Wegener von der 
Friedrich-Alexander-Universität 
Erlangen-Nürnberg. Indem das 
Bundesverfassungsgericht die 
europäischen Kompetenzen ein-
hegen wolle, überziehe es seine 

eigenen „in eklatanter Art und 
Weise“. Der im Urteil aufgewor-
fene Maßstab der Verhältnismä-
ßigkeit sei in einer Rechtsge-
meinschaft zudem „an jeder 
Stelle und zu jedem Zeitpunkt“ 
streitbar. Prof. Dr. Christian Wal-
ter (Ludwig-Maximilians-Uni-
versität München) sprach wegen 
der Verpflichtung auf die Unab-
hängigkeit der EZB von einer 
„heiklen politischen und rechtli-
chen Situation“ für den Deut-
schen Bundestag. Das BVerfG 
nehme das Parlament in die 
Pflicht, weil ihm selbst die „Kas-
sationsbefugnis gegenüber den 
Rechtsakten der EU fehle“. Dies 
stelle eine „weitgehende Instru-
mentalisierung von Verfas-
sungsorganen“ dar. Walter be-
tonte, die Reaktion der Abgeord-
neten könne nicht über eine 
„vorsichtig formulierte Bitte“ hi-
nausgehen. Auch Prof. Dr. Claus-
Dieter Classen von der Universi-

tät Greifswald warnte, das Urteil 
habe das Potenzial, eine „große 
Krise“ auszulösen. 

Kritischer gegenüber der EZB 
und der Rolle des EUGH äußer-
ten sich Prof. Jürgen Rocholl von 
der European School of Manage-
ment and Technology und Prof. 
Dr. Dirk Meyer von der Helmut-
Schmidt-Universität in Ham-
burg. Rocholl wertete das Urteil 
als „Sprengstoff“ für weitere Ak-
tionen der EZB und warnte da-
vor, das Mandat der EZB zu weit 
auszulegen. Deren Rolle sei in 
den vergangenen Jahren immer 

größer geworden, sodass eine 
Überforderung drohe.

Die ganze Anhörung können 
Sie hier ansehen, die Nachfragen 
von Heribert Hirte an die Exper-
ten werden ab dem Zeitcode 
01:54:40 beantwortet. 

Eltern gehören in den 
Unternehmensvorstand 

Den Menschen Optionen und 
Wahlmöglichkeiten verschaffen 
– mit diesem Gedanken unter-
stützt Heribert Hirte die Initiati-
ve #stayonboard. In Deutschland 
gibt es das grundsätzliche Prob-
lem, dass längerfristige Abwe-
senheit (sei es durch Mutter-
schutz, Elternzeit, längerfristige 
Krankheit oder die Pflege von 
Angehörigen) Vorstandsmitglie-
der zur Niederlegung ihres Man-
dats zwingt. Bleibt man im Amt, 
bestehen auch die Pflichten wei-
ter, die die Position mit sich 
bringt - inklusive des Haftungs-
risikos. Weibliche wie männli-
che Vorstandsmitglieder sind 
davon betroffen. Sie können fak-
tisch keine Eltern- oder Pflege-
zeit nehmen, ohne ihr Vor-
standsmandat niederzulegen. 
Die Initiative Stayonboard setzt 
sich für eine Gesetzesänderung 
ein, um hier mehr Flexibilität zu 
schaffen. Vorstände von Aktien-
gesellschaften gelten nämlich 
arbeitsrechtlich nämlich nicht 
als Arbeitnehmer, sie sind nicht 
weisungsgebunden – und haben 

damit auch keinen Anspruch 
auf Mutterschutz oder Eltern-
zeit. Dieser Umstand ist eine 
wesentliche Barriere, warum 

die Wirtschaft viele geeignete 
Persönlichkeiten verliert, die in 
der Partnerschaft oder der Fami-
lie Verantwortung übernehmen 
wollen – was auch ein entschei-
dender Grund dafür ist, warum 
sich viel weniger Frauen in den 
Vorstandsreihen wiederfinden 
als Männer. Daher unterstützt 
Heribert Hirte die Initiative #sta-
yonboard rund um die Unter-
nehmerin Verena Pausder. Durch 
den vorgeschlagenen Ansatz 
entstehen Wahlmöglichkeiten, 
um Karriere und partnerschaftli-
che Beziehungen gleichermaßen 

Veranstaltungen wie die Sachverständigenanhörung des Europaauschusses zum PSPP-Urteil des Verfassungsgerich-
tes finden derzeit oft als „hybrides Event“ statt. Ein Teil der Experten und Abgeordneten trifft sich vor Ort, ein Teil 
wird per WebEx dazugeschalten, wie hier auf dem Videowürfel durch Heribert Hirte zu sehen. 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2020/kw22-pa-europa-urteil-696678 
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2020/kw22-pa-europa-urteil-696678 
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selbstbestimmt anzugehen. Un-
ter anderem die Börsenzeitung 
hatte am 27. Mai darüber in der 
Printausgabe mit einem Kom-
mentar von Hirte Hirte berichtet. 
Schließlich hatte er schon vor 
Jahren darauf hingewiesen, dass 
es eher eine Elternquote als eine 
Geschlechterquote in den Füh-
rungsetagen brauche. Hier kön-
nen Sie die Gedanken von Hirte 
zu der Initiative nachlesen, hier 
mehr zu #stayonboard generell.

Schadenersatzklage im 
sogenannten „Dieselfall“ gegen 
die VW AG überwiegend 
erfolgreich

Der Bundesgerichtshof (BGH) 
hat am vergangenen Montag in 
einem Grundsatzurteil entschie-
den, dass VW-Kunden im Ab-
gasskandal grundsätzlich Scha-
denersatz verlangen können. Für 
die CDU/CSU-Bundestagsfrakti-
on stärkt dieses Grundsatzurteil 
die Verbraucherinnen und Ver-
braucher im Skandal um Diesel-
manipulationen von VW. Denn 
der BGH macht dadurch den Weg 
für Schadenersatz von VW für 
Zehntausende Diesel-Fahrer frei. 
Nach dem Vergleich im Rahmen 
einer Musterfeststellungsklage 
zwischen der Verbraucherzent-
rale Bundesverband und VW ist 
dies nun das zweite positive Sig-
nal für die Verbraucherinnen 

und Verbraucher 
im VW-Ab-
gasskandal.
Für Heribert Hirte 
steht dennoch 
fest, dass nach 
den Erfahrungen 
mit den Klagen 
gegen den Volks-
wagen Konzern, 
die im Zusam-
menhang mit 
dem sogenann-
ten Diesel-Skan-
dal stehen, aber 
auch aufgrund 
anderer Anlässe, 
die derzeit beste-
hende Musterfest-
stellungsklage verbessert werden 
muss. 

Nach Corona: EU plant 
Wiederaufbaufonds; Heribert 
Hirte arbeitet mit an Konzepten 

Die EU-Kommission hat am ver-
gangenen Mittwoch einen neu-
en Entwurf für den Mehrjähri-
gen Finanzrahmen (MFR) der 
Europäischen Union in Verbin-
dung mit einem Wiederaufbau-
fonds in Höhe von 750 Milliar-
den Euro vorgestellt. Mit dem 
gemeinsamen deutsch-französi-
schen Vorschlag vom 18. Mai hat 
die Bundesregierung bereits un-
terstrichen, dass Deutschland 
mehr europapolitische Verant-

wortung übernehmen möchte. 
Dies wird für die Verhandlungen 
zum Mehrjährigen Finanzrah-
men während der deutschen 
Ratspräsidentschaft wichtiger 
denn je sein. Der europapoliti-
sche Sprecher der CDU/CSU-
Fraktion, Florian Hahn, erklärt 
in diesem Video der Rubrik #un-
ter1Minute, was es mit dem MFR 
derzeit auf sich hat. Heribert 
Hirte wird sich in den kommen-
den Wochen gemeinsam mit 
weiteren Mitgliedern aus der AG 
Europa des Themas annehmen. 
Über Ergebnisse berichten wir in 
der kommenden Ausgabe der 
„Berliner Einblicke“.

Zitat der Woche

Ich habe diesem Aspekt des „Setzens von Zinsen“ in meiner 
Stellungnahme besonders viel Gewicht eingeräumt. Um es 
mal ganz plakativ wie Herr Braunberger, Herausgeber der 
„FAZ“, zusammenzufassen: „Für die Deutschen kommt der 
Zins vom Amt. Für andere bestimmt er sich vor allem durch 
den Markt. Darum bleibt er niedrig.“

… so Professorg Rocholl in der Sachverständigenanhörung des Europaauschusses am 25.5.2020. Mit diesem 
Zitat unterlegt Rocholl den nur eingeschränkten Einfluss der Europäischen Zentralbank auf Zinsen, blicke man 
beispielsweise auf den Realzins, der bereits seit den 1980er Jahren sinkt und so von 5 Prozent auf 0 Prozent in 
der jüngeren Vergangenheit fiel. 

Vor allem auf Inititiative von Bundeskanzlerin Angela Merkel und des Präsiden-
ten Macrons entsteht derzeit ein sogenannter Wiederaufbaufonds, der die euro-
päische Wirtschaft nach Corona wieder aufbauen soll. 

https://twitter.com/HHirte/status/1265275680687677440
https://twitter.com/HHirte/status/1265275680687677440
https://stayonboard.org/
https://www.cducsu.de/video/unter1minute-florian-hahn-zum-mehrjaehrigen-finanzrahmen-mfr-der-eu
https://www.cducsu.de/video/unter1minute-florian-hahn-zum-mehrjaehrigen-finanzrahmen-mfr-der-eu
https://www.cducsu.de/video/unter1minute-florian-hahn-zum-mehrjaehrigen-finanzrahmen-mfr-der-eu
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Heribert Hirte bleibt kommissarischer Vorsitzender des Rechtsauschusses im Deutschen Bundestag. Die AfD Bun-
desfraktion scheiterte mit einem Eilantrag beim Bundesverfassungsgericht, den wegen zahlreicher u.a. antisemiti-
scher Ausfälle durch alle Fraktionen abgewählten, ehemaligen Vorsitzenden Stephan Brandner wieder ins Amt zu 
setzen. Das BVerfG muss in der Hauptsache noch entscheiden. Hier geht es zur Pressemitteilung des BVerfG, Legal 
Tribune Online berichtete vorab ausführlich über das Verfahren, die Süddeutsche Zeitung, die Frankfurter Rund-
schau, der Spiegel, Zeit Online, T-Online, die Augsburger Allgemeine und der Merkur berichtete über den Ent-
scheid im Nachgang. 

Gegenüber der Tagespost betonte Heribert Hirte, dass die Glaubensprüfung im Asylverfahren an einigen Stellen 
verbessert werden sollte. Kurzgefasst beurteilen Asylentscheider der Glaubensprüfung und die Verwaltungsgerich-
te, ob durch den Wechsel einer Religion eine Bedrohungssituation im Herkunftsland entsteht. Insbesondere bei 
der Betrachtung des Irans wird für Hirte allerdings die bedrohliche Lage für konvertierte Menschen und Minder-
heiten wie die Bahai nicht ausreichend gewürdigt. Lesen Sie mehr dazu in der Tagespost. 

Augenblick

Foto der Woche 

Die 48. Auflage der Beck-Texte zum Ak-
tiengesetz und GmbH Gesetz ist in der 
letzten Woche erschienen. Heribert 
Hirte schrieb wieder die Einleitung, die 
bereits die Themen ARUG II (Gesetz zur 
Umsetzung der Aktionärsrechtericht-
linie) und die COVID-19-Gesetzgebung 
mit aufnimmt. 

Unsere wissenschaftliche Mitarbeite-
rin für den Rechtsausschuss, Friederike 
Egloffstein, hat sich bereits eine der ers-
ten Ausgaben für das Berliner Büro gesi-
chert. 

Erinnerung an Walter Lübcke 

Am 2. Juni 2019 ist unser Freund Walter Lübcke gestorben. 
Viel zu früh. Walter Lübcke war ein überzeugter und über-
zeugender Christdemokrat. Als Politiker war er ein Vorbild: 
freundlich und durchsetzungsstark, gradlinig und verbind-
lich. Er war engagiert und kämpfte für seine Überzeugun-
gen.

Aber Walter Lübcke ist nicht nur gestorben. Er wurde er-
mordet. Er wurde getötet, weil er für andere einstand. Er 
wurde erschossen, weil er den Schwachen eine Stimme gab. 

Er wurde Opfer von menschenverachtendem Hass und 
unerträglicher Hetze. Er starb, weil aus Gedanken Worte 
und aus Worten Taten wurden. 

Der Angriff auf ihn war ein Angriff auf uns alle. Sein Mut 
ist uns Vorbild. Seine Haltung bleibt uns Maßstab. Einzu-
stehen gegen die Feinde unserer  Demokratie bleibt sein 
Vermächtnis.

Kontakt

Prof. Dr. Heribert Hirte, MdB 
Platz der Republik 1
11011 Berlin
Tel.: 030 / 227 77830

Bürgerbüro:
Aachener Straße 227
50931 Köln
Tel.: 0221 / 589 86 762

E-Mail: heribert.hirte@bundestag.de
Facebook.de/HHirte @HHirte www.heribert-hirte.de

Sie wollen den Newsletter nicht mehr erhalten? Teilen Sie uns dies gerne mit und wir 
löschen Ihre Daten umgehend aus dem Verteiler. Selbstverständlich behandeln wir 
Ihre Daten stets vertraulich und geben sie nicht an Dritte weiter.

https://www.lto.de//recht/hintergruende/h/brandner-bverfg-afd-einstweilige-anordnung-vorsitz-rechtsausschuss-organklage/

https://www.lto.de//recht/hintergruende/h/brandner-bverfg-afd-einstweilige-anordnung-vorsitz-rechtsausschuss-organklage/

https://www.sueddeutsche.de/politik/bundesverfassungsgericht-afd-scheitert-in-karlsruhe-1.4922392
https://www.fr.de/panorama/afd-stefan-brandner-abgeordneter-politker-partei-verfassungsgericht-zr-13780769.html 
https://www.fr.de/panorama/afd-stefan-brandner-abgeordneter-politker-partei-verfassungsgericht-zr-13780769.html 
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/verfassungsgericht-entscheidet-ueber-abwahl-von-afd-politiker-brandner-a-9bb99322-9fc4-4409-860f-db6444966629
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